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Prüfprozess zur Datenschutzgrundverordnung  

Verordnung einer Krankenbeförderung 

1. Sollen personenbezogene Daten in dem Prozess verarbeitet werden? 

Informationen mit Personenbezug aufgrund (Kategorien personenbezogener Daten): 

Inhaltselemente • Betroffenendaten: Name, Geburtsdatum und Anschrift des 
Versicherten, ggf. Gewicht bei schwergewichtigen Patienten 

• Versichertendaten: Krankenkasse oder Kostenträger, Versi-
chertennummer, (Versicherten) Status 

• Name des verordnenden Artes (Not-, Vertrags-, oder aufneh-
mender Arzt)1 

Zweckelemente • Transportdaten: Beförderungsmittel (Nr. 2), Beförderungs-
startort und Behandlungseinrichtung als Zielort 

Ereigniselemente • Verletzungs- bzw. Schadensarten: Unfallart, Schadensart,  

• Behandlungsdaten2: Ort, Datum und Art der Hauptleistung 
(Behandlung); Angaben über medizinisch-fachliche Betreu-
ung (Begleitung durch Fachpersonal) oder Hilfsmittel 

a. Natürliche Person (Kategorien betroffener Personen) 

Naturgemäß sind ausschließlich natürliche Personen von dem Verfahren betroffen. 

b. Identifizierung bzw. Identifizierbarkeit 

• Identifizierung durch Namen und Geburtsdaten zweifelsfrei möglich 

• eine Identifizierung nach Anonymisierung (Entfernen des Namens, Geburtsdatum 
und Versichertennummer) ist aufgrund der hohen Anzahl von Einsätzen (ca. 
85.000 je Jahr3) mit vertretbarem Aufwand nicht mehr möglich 

Empfänger der Übermittlungen 

Kostenträger des Rettungsdienstes (gesetzliche Krankenkassen und ihre Verbände, 
Ersatzkrankenkassen), Selbstzahler (die betroffene Person selbst) 

 

2. Was sind Art, Umfang und Umstände der Verarbeitung? 

Art 

Besondre Kategorie Personenbezogener Daten:  

Versichertendaten: Krankenkasse oder Kostenträger, Versichertennummer4 

Alle Behandlungsdaten aus 1.a 

Umfang 

Bei ca. 85.000 Rettungseinsätzen und Krankentransporten im Landkreis Bautzen liegt 
eine umfangreiche Verarbeitung personenbezogener Daten vor.  

Umstände 

Grundsätzlich besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Verarbeitung der perso-
nenbezogenen Daten, da die Kosten des Rettungsdienstes von den Krankenkassen 
übernommen werden. Eine fehlende Verarbeitung würde zu einer Schätzung der Kos-
ten führen, die im Zweifel höher als die tatsächlichen Kosten läge. Infolgedessen 

                                                           
1 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
2 Medizinische Daten über verabreichte Medikamente, Diagnostik, eingesetzte Mittel wie Defibrillatoren, 

finden sich im Notarztprotokoll, welches separat und unabhängig von den Verordnungen verarbeitet wird. 
Siehe Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
3 Landratsamt Bautzen: Jahresbericht 2017 (Dezember 2017), http://www.landkreis-bautzen.de/down-
load/buergerservice/JB_2017_web.pdf, S. 62, Zuletzt geprüft am: 24.02.2019. 
4 Dies sind Gesundheitsdaten im Sinne von EW 53 zur Verwaltung innerhalb des Gesundheitssystems. 
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würde es zu einem Anstieg der Krankenversicherungsprämien führen und alle Versi-
cherten finanziell mehr belasten. 

Bewusstlose Patienten werden durch die Einsatzkräfte im Vertrauen auf den Wunsch 
auf Behandlung transportiert und behandelt, wobei fehlende Daten im Nachgang 
(bspw. im Krankenhaus oder durch den Träger des Rettungsdienstes) erhoben wer-
den. Weiterhin kann die Behandlung durch den Patienten abgelehnt werden. Die Wei-
gerung der Herausgabe von Namen, Geburtsdatum und Anschrift kann eine Identi-
tätsprüfung durch die Polizeivollzugsbehörden zur Folge haben kann. Die betroffene 
Person wird in diesem Fall Adressat des Gebührenbescheides über die Kosten des 
Rettungseinsatzes (§ 1 Abs. 1 Gebührensatzung Rettungsdienst). 

 

3. Was sind die Zwecke und deren Rechtsgrundlage? 

 
4. Setzt die Rechtslage Einwilligungserklärungen voraus? 

Nein (zusätzlich: siehe 2.: Umstände, 2. Absatz). 

 
5. Wie ist die Verantwortlichkeit? 

Die Leistungserbringer sind Auftragsverarbeiter für die Verarbeitung (hier Erfassung 
und Übermittlung), da es an einem maßgeblichen Einfluss auf die Verarbeitung fehlt. 
Sie erfüllen gemäß § 294 SGB V und dem öffentlich-rechtlichen Vertrag über die 
Rettungsdienstleistung eine Dokumentationspflicht mithilfe der vorgegebenen Mittel 
(Muster 4, siehe Anhang 10).7 
Gemeinsam Verantwortliche sind der Landkreis und die Krankenkassen sowie deren 
Verbände als Kostenträger. Diese verfolgen zwar unterschiedliche Ziele (Abrech-
nung zur Einnahme und Auszahlung der Kostenerstattung), haben jedoch 

                                                           
5 Vgl. Korge, in: Gierschmann/Schlender/Stentzel/Veil (2018), Art. 9 S. 322 ff., Rn. 20. 
6 Das bedeutet: es ist uneindeutig, wenn der Patient dem Personal die Versichertenkarte wortlos übergibt. 
7 Vgl. Artikel 29 Datenschutzgruppe (Artikel 29 Datenschutzgruppe: WP 169 - 00264/10/DE (16. Februar 
2010), https://ec.europa.eu/justice/article-29/documentation/opinion-recommendation/fi-
les/2010/wp169_de.pdf, S. 25, Zuletzt geprüft am: 03.03.2019. Beispiel 9 

Zweck der Verarbeitung Rechtsgrundlage: § 2 Abs. 4 
SächsDSDG, Art. 6 Abs.1 lit. e) DS-
GVO, i.V.m.  

Durchführung eines Einsatzes des Rettungs-
dienstes und den Nachweis der ordnungsgemä-
ßen Durchführung eines Einsatzes 

§ 72 Abs. 1 Nr. 3 SächsBRKG 

für die unmittelbar anschließende Versorgung 
von Notfallpatienten, evakuierten Personen und 
anderen Betroffenen 

§ 72 Abs. 1 Nr. 4 SächsBRKG 

für die Abwicklung eines Beförderungsauftrages 
des Rettungsdienstes, insbesondere die Ab-
rechnung der erbrachten Leistungen 

§ 72 Abs. 1 Nr. 6 SächsBRKG 

Da in allen 3 Zwecken Daten nach Art. 9 DS-GVO verarbeitet werden, stützen sich 
diese anstatt Art. 6 auf Art. 9 Abs. 2 DS-GVO in den 2 Optionen: 

Freiwillige Einwilligung (nicht konkludent,  
sondern eindeutig5)6 

Art. 9 Abs. 2 lit. a) DS-GVO 

Schutz lebenswichtiger Interessen (Person ist 
körperlich oder rechtlich außerstande eine Ein-
willigung zu geben) 

Art. 9 Abs. 2 lit. c) DS-GVO 
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maßgeblichen Einfluss auf den Zweck, da ohne die Verarbeitung beide ihre Zwecke 
nicht erfüllen können.8 

Es besteht jeweils ein Auftragsverarbeitungsverhältnis zwischen dem Landkreis und 
den Unternehmen Tech2go Mobile Systems GmbH9, ISE GmbH10 und der Informa-
tionstechnische Servicestelle der Gesetzlichen Krankenversicherung GmbH (kurz 
ITSG). Ersteres betreibt die Hard- und Software der mobilen Datenerfassung ein-
schließlich dem auslesen der Versichertenkarte und Übermittlung auf den Server des 
Landratsamtes11. Die Fachanwendung COBRA der ISE GmbH wird zur Verwaltung, 
Abrechnung und Speicherung der Einsätze und ihrer zugehörigen Datensätze ge-
nutzt.12 Die ITSG betreibt die Fachanwendung DAKOTA zur Verschlüsselung und 
Übermittlung der Datensätze an die einzelnen Kostenträger (mit Ausnahme der 
Selbstzahler).13 Allen 3 Unternehmen ist gemein, das sie dem Landkreis vertraglich 
festgehaltene Dienstleistungen zur Erfassung, Verarbeitung und Übermittlung der 
personenbezogenen Daten zur Verfügung stellen. Auch hier fehlt es an einem maß-
geblichen Einfluss und Entscheidungsbefugnisse hinsichtlich des Zweckes der Ver-
arbeitung. 

 
6. Ist ein Verfahrensverzeichnis bereits vorhanden? 

Nein. 

 
7. Risikoermittlung zum angemessenen Schutzniveau innerhalb Prüfprozess 

 Bezeichnung 

I.  Ermittlung des Risikos 

1 Verlust der Vertraulichkeit von dem Berufsgeheimnis unterliegenden perso-
nenbezogenen Daten (Ärztliche Schweigepflicht) 

2 Identitätsdiebstahl sowie -betrug (in der Folge: finanzielle Verluste oder recht-
liche Nachteile, ggf. Nachweisführung der betroffenen Person nötig) 

3 Diskriminierung aufgrund des Bekanntwerdens von Behinderungen (v.a. geis-
tige), der Pflegestufe, Gewicht, speziellen Erkrankungen (bspw. Transport von 
Tuberkulosepatienten erfordert spezielle Schutzmaßnahmen, welche vermerkt 
sind und Rückschlüsse zulassen) 

a)  Auslösendes Ereignis 

zu 1.  Verlust der Verordnung, Verlust der Kontrolle über Datensatz 

zu 2.  Veröffentlichung von Gesundheitsdaten der betroffenen Person 

zu 3.  Verlust der Verordnung, Verlust der Kontrolle oder ungewollte Veröffentlichung 
des Datensatzes 

b)  Auslöser des Ereignisses 

zu 1.  Unsachgemäßer Umgang der Mitarbeiter, technische Fehler in oder Angriffe 
auf Verarbeitungs-, Übertragungs- oder Kommunikationssysteme, Verlust im 
Rahmen des Postversands (bei Muster 4), Probleme bei einem Wechsel der 
Verfahren zur Erfassung (bspw. ungültige Versichertenkarte erfordert nach-
trägliche Verordnung in Papierform) 

                                                           
8 Vgl. Artikel 29 Datenschutzgruppe der EU: Kurzpapier Nr. 16, https://www.datenschutzkonferenz-on-
line.de/media/kp/dsk_kpnr_16.pdf, 2 a.E., Zuletzt geprüft am: 04.03.2019. 
9 Referenzen siehe: Tech2go Mobile Systems GmbH: Ausgewählte Kunden, https://www.tech2go.de/, Zu-
letzt geprüft am: 09.03.2019. 
10 Referenzen siehe: ISE Informatikgesellschaft für Software-Entwicklung mbH: Gesamtliste der Kunden, 
https://ise-hosting.de/index.php/gesamtliste/, Zuletzt geprüft am: 09.03.2019. 
11 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
12 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
13 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
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zu 2.  wie zu 1. 

zu 3.  wie zu 1. 

II.  Eintrittswahrscheinlichkeit 

zu 1.  moderat, da hohe Anzahl an Verarbeitungen der sensiblen Daten im Jahr 

zu 2.  gesteigert, v.a. Versichertennummer könnte zur Validierung der gestohlenen 
Identität dienen (demzufolge hoher Nutzer und entsprechender Aufwand der 
Schädiger) 

zu 3.  moderat, bei Behinderungen ist oftmals nur eine geringe Ausprägung nicht of-
fensichtlich 

III.  Schwere des Schadens 

zu 1.  substanziell, da das Vertrauen in das Gesundheitswesen zu einer Weigerung 
der Behandlung von Krankheiten führen kann, schlimmstenfalls in Fällen von 
meldepflichtigen Erkrankungen 

zu 2.  substanziell, da vermutlich längere Zeit unbemerkt, Nachweisführung für die 
betroffene Person schwierig und Folgekosten (Dienstleistungen von Anwälten) 
entstehen können 

zu 3.  überschaubar, je Krankheits-, Verletzungsbild, Behinderung oder Pflegestufe 

IV.  Ergebnis: 

 Aufgrund des Umfanges der Verarbeitung, sowie der:  

• Verarbeitung besonderer Kategorien in erheblichem Umfang 

• allgemein hohes Vertrauen der Menschen in den Rettungsdienst und 
deren Vertraulichkeit 

• Einschätzung der Schäden als substanziell 

besteht ein voraussichtlich hohes Risiko 

 
8. Liegt ein voraussichtlich hohes Risiko oder bestimmte Vorgänge vor? 

Tatbestandsmerkmale des Art. 35 Abs. 3 lit. c) DS-GVO: „Umfangreiche Verarbei-
tung“ ist zwar nicht zahlenmäßig bestimmt, angesichts des Umfanges von ca. 85.000 
Verarbeitungen im Jahr ist dies jedoch anzunehmen. Im Sinne des EW 91 der DS-
GVO betrifft die Verarbeitung eine Vielzahl von Personen und wird von mehr als ei-
nem Arzt sowie Angehörigen von Gesundheitsberufen durchgeführt. Eine Daten-
schutzfolgenabschätzung nach Art. 35 Abs. 2 DS-GVO ist erforderlich. 

Wohingegen eine Einordnung in die Liste des SächsDSB nicht eindeutig ist. Denkbar 
wäre, dass die erfassten Daten in ihrer Gesamtheit dem Arbeitgeber die Ausübung 
einer Sportart indizieren könnten nach Nr. 5. Zu Problemen führt dies, wenn die be-
troffene Person arbeitsunfähig ist und die Ausübung von Sport der Genesung scha-
den würde. Bspw. wäre während einer Arbeitsunfähigkeit die Krankenfahrt vom Fuß-
ballplatz zum Krankenhaus ggf. mit arbeitsrechtlichen Folgen verbunden, dies jedoch 
aufgrund einer zum Genesungszweck konträren Handlung. Dieser, durchaus stritti-
gen, Einschätzung nach ist die Nr. 5 nicht einschlägig. 

 
9. Ist das Schutzniveau dem Risiko angemessen? (ermitteltes Risiko: 7. oder 8.) 

derzeitige technisch-organisatorische Maßnahmen 

Wie ist sichergestellt, dass: 

1. die Verfahrensweisen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten voll-
ständig, aktuell und in einer Weise dokumentiert sind, dass sie in zumutbarer 
Zeit nachvollzogen werden können (Transparenz)? 

Wie und durch wen wird eine betroffene Person unterrichtet, welche Daten über sie 
im Fachverfahren erfasst werden? 
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Die betroffene Person wird nicht unterrichtet. Durch den Datenschutzbeauftragten wird 
zum Zeitpunkt der Untersuchung ein Datenschutzhinweis für die betroffenen Personen 
erarbeitet. 

Ist es jederzeit möglich, einer betroffene Person Auskunft zu geben, welche Daten im 
Fachverfahren über sie gespeichert sind? 

Ja, ausgenommen der medizinischen Daten (dies ggf. durch Ärztlicher Leiter) 

 

2. die Bindung an Zweck der Verarbeitung gegeben ist (Zweckbindung) und im 
Umfang dem Zweck der Verarbeitung angemessen ist (Datenminimierung)? 

Werden Verarbeitungen im Vier-Augen Prinzip durchgeführt (z.B. Bestätigung durch 
Vorgesetzten)? 

Die Erfassung der Daten erfolgt in der Regel nur durch eine Einsatzkraft. In der weite-
ren Verarbeitung: Nein. 

Wie können neue Kategorien von Daten hinzugefügt werden und wer veranlasst das? 

Die Verordnungen sind nach bundeseinheitlichem Vordruck (Muster 4) zu erstellen. 
Dem Datensatz kann lediglich durch einen Fachadministrator neue Kategorien hinzu-
gefügt werden. 

 

3. verarbeitete Daten richtig sind und einen aktuellen Stand aufweisen? (Rich-
tigkeit) 

Verordnung: Der Arzt (Notarzt, Vertrags- bzw. Facharzt oder der aufnehmende Arzt 
im Krankenhaus) bestätigen die erfassten Daten nach augenscheinlicher Prüfung, im 
Übrigen im Vertrauen auf die Erfassung durch Einsatzkräfte. 

Datensatz: Nach dem Einlesen der Versichertenkarte durch die Einsatzkräfte entspre-
chen die Daten dem Stand der Versichertenkarte. Die Richtigkeit der Daten entspricht 
dann dem jeweiligen Datenbestand der Krankenkasse. 

Ist es jederzeit möglich, auf Antrag einer betroffenen Person, die Daten zu ändern 
bzw. zu berichtigen? 

Ja, jedoch erst nach Prüfung der Sachlage durch den Träger des bodengebundenen 
Rettungsdienstes. 

 

4. die Daten nur so lange gespeichert werden, wie zur Zweckerfüllung erforder-
lich? (Speicherbegrenzung) 

Im Falle der Selbstzahler kann die Behörde bis zum Ablauf des 4 Jahres, welches auf 
das Kalenderjahr der Inanspruchnahme der Leistung einen Gebührenbescheid folgt.  

Ist es auf Antrag einer betroffenen Person und nach Ablauf eventueller Fristen mög-
lich, die Daten vollständig aus dem System zu entfernen, alternativ zu sperren oder 
zu vernichten? 

Mangels anderslautender Regelungen in DS-GVO, Bundes- und Landesrecht gilt die 
Anbietungspflicht nach § 5 Abs. 2 SächsArchivG. Nach § 630f Abs. 3 BGB müssen 
Patientenakten und die hier die Datensätze 10 Jahre aufbewahrt werden. 

 

5. personenbezogene Daten während der Verarbeitung unversehrt, vollständig 
und aktuell bleiben (Integrität), 

Die Verordnungen können mit dem von der Leitstelle übermittelten Notfalldatensätzen 
nachträglich überprüft werden. 

Die über die Versichertenkarte aktualisierten Datensätze sind verschlüsselt. Eine Än-
derung an der verschlüsselten Datei hat ohne den zugehörigen Schlüssel zerstörende 
Wirkung. Dieser ist nur den zuständigen Sachbearbeitern in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich zugänglich. 
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6. nur Befugte personenbezogene Daten zur Kenntnis nehmen können (Ver-
traulichkeit), 

§ 72 Abs. 2 SächsBRKG verbietet dem Träger des bodengebundenen Rettungsdiens-
tes die Offenbarung von personenbezogenen Daten abseits der Erforderlichkeit zur 
Auftragserfüllung. 

Die Zugriffsrechte auf die Datensätze sind auf einen kleinen Kreis Beschäftigter be-
schränkt. Das Unternehmen tech2go hat überdies keine Zugriffsrechte auf die ver-
schlüsselten Datensätze. 

Die Leistungserbringer reichen die Verordnungen (Muster 4) in wöchentlichen oder 
monatlichen Abständen beim Träger des bodengebundenen Rettungsdienstes ein. 

 

7. jederzeit personenbezogene Daten ihrem Ursprung zugeordnet werden kön-
nen (Authentizität), 

Wird im Verfahren protokolliert, welcher Anwender Daten eingegeben hat? 

Verordnung: Der Arzt (Notarzt, Vertrags- bzw. Facharzt oder der aufnehmende Arzt 
im Krankenhaus) bestätigen die erfassten Daten. Der Versand an die Abrechnungs-
stelle der Kostenträger wird nicht protokolliert. 

Datensatz: jeder, auch ausschließlich lesende, Zugriff auf die Daten wird protokol-
liert14.  

Werden im Verfahren Schriftstücke (z. B. Bescheide) erzeugt, welche über ein Logfile, 
ein Zertifikat oder eine elektronische Signatur einem Urheber zugeordnet werden kön-
nen? 

Ja, Gebührenbescheide bei Selbstzahlern.15 

Werden im Verfahren Anordnungen (z. B. Auszahlungsanordnung) getroffen, welche 
über ein Logfile, ein Zertifikat oder eine elektronische Signatur einem Urheber zuge-
ordnet werden können? 

Nein. 

Sofern Zertifikate verwendet werden, sind diese: 

Es werden keine Zertifikate zum Signieren verwendet.16 

 

8. festgestellt werden kann, wer wann welche personenbezogenen Daten in 
welcher Weise verarbeitet hat (bisher Revisionsfähigkeit; jetzt u.a. Transpa-
renz, Intervenierbarkeit), 

Benutzt das Verfahren grundsätzlich Protokolldateien, welche die Datenerfassung, 
Datenverarbeitung/-änderung oder Datenlöschung nachvollziehbar macht? 

Verordnung: Nein. Datensatz: Ja17 

Was wird genau inhaltlich protokolliert? 

Datensatz: Jede Form von Zugriff wird protokolliert.18 

Wie lange werden diese Protokolldateien aufbewahrt bzw. in welchem Turnus erfolgt 
ein eventuelles Überschreiben? 

Die Protokollierung befindet sich in den Metadaten des Datensatzes. Die Aufbewah-
rungsfrist beträgt nach § 630f Bürgerliches Gesetzbuch 10 Jahre.19 

                                                           
14 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
15 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
16 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
17 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
18 Dies erfolgt in den Metadaten. Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Ka-
menz (Anhang 9). 
19 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
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Die Verordnungen (und Notfallprotokolle) werden in der Behörde nicht aufbewahrt, für 
sie gilt eine i.d.R. 10-jährige Aufbewahrungsfrist20 nach § 10 Abs. 3 der Berufsordnung 
der Sächsischen Landesärztekammer. 

Wer hat die Möglichkeit diese Protokolldateien einzusehen? 

Datensatz: Nur Fachadministration. 

Gibt es hierzu ggf. gesonderte Vereinbarungen (z. B. mit dem Personalrat)? 

Nein. 

Werden die Protokolldateien ausgewertet? 

Nein. Ausnahme: einzelfallbezogene Unstimmigkeiten. 

Weiterhin: 

Es finden Schulungsmaßnahmen aller Einsatzkräfte anlässlich der Einführung der 
mobilen Endgeräte im Rettungsdienst und Krankentarnsport durch das bereitstel-
lende Unternehmen (tech2go) statt21. Die dabei ausgebildeten Multiplikatoren22 stel-
len den stetig zu haltendem Ausbildungsstand sicher. Grundlegende Änderungen an 
Soft- und Hardware sowie die Einführung neuer Funktionalitäten führen zu einer er-
neuten Schulung aller Einsatzkräfte durch das Unternehmen.23 

Die IT-Sicherheitsleitlinie und das IT-Sicherheitskonzept des Landratsamtes Bautzen 
ist nach BSI Standard erstellt worden. Unter dieses Sicherheitskonzept fällt auch die 
Administration des Servers, auf welchem die Datensätze verarbeitet werden. 

 
Abgleich des Schutzniveau mit Risiko 

1. Art, Umfang, Umstände und Zweck der Verarbeitung (siehe 2. und 3.) 
2. Voraussichtliche hohes Risiko (Siehe 7.) 
3. Stand der Technik und Implementierungskosten 

Datensatz: die Art der Verarbeitung der Datensätze ist gängige Praxis und 
auch die mobile Erfassung wird deutschlandweit angewendet. Die Übertra-
gung der Datensätze ist jedoch durch den Einsatz von VPN Netzwerktechno-
logie verschlüsselt und entspricht dem Stand der Technik. 

Ergebnis: die ab 01.04.2019 implementierten Maßnahmen sind dem Risiko angemes-
sen. Insbesondere der Stand der Technik ist gegeben. Jedoch ist die mobile Daten-
erfassung unter Nutzung der Server des Landratsamtes neu und die fehlende Erfah-
rung der Behörde sowie der Einsatzkräfte könnten sich auf die Sicherheit durch Be-
dienfehler auswirken. Es sollte in kurzen Abständen auf die Einhaltung und Funktio-
nalität der Maßnahmen geachtet werden. 

 
Minimierung der festgestellten Differenz bzw. angemessene Erhöhung des 
Schutzniveaus anhand: 
Folgende Maßnahmen erforderlich: Nach derzeitigem Stand sind keine weiteren 
Maßnahmen erforderlich, jedoch ist im Rahmen der Datenschutzfolgenabschätzung 
ein geeignetes Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung und Evaluation zu entwi-
ckeln und in die Prozesse der Rettungsdienstbehörde zu integrieren. 

 
10. Ist bei Übermittlung an nichtöffentliche Auftragsverarbeiter ein datenschutzrechtli-

cher Vertrag vorhanden? 

Auftragsverarbeitung durch Leistungserbringer: in den Verträgen muss insbeson-
dere die Dokumentation nach § 31 Abs. 6 Nr. 8 SächsBRKG (somit die Erfassung, 
Speicherung und Übermittlung der Daten zum Nachweis der Leistung) geregelt sein. 
Auftragsverarbeitung durch das Unternehmen tech2go, ITSG und ISE konnten nicht 
anhand der Verträge geprüft werden. 

                                                           
20 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
21 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
22 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 
23 Scheffel, Gedächtnisprotokoll, persönliches Gespräch v. 04.03.2019, Kamenz (Anhang 9). 


